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AL I 1989/1990 (3. Aufgabe - Hausarbeit)

„LRA Mitterteich“
I. Rund ums Landratsamt

1. Zugehörigkeit des Landratsamts

	Das LRA ist eine Behörde mit Doppelfunktion. Es ist sowohl Behörde des Freistaats Bayern als auch Behörde des Landkreises (Art. 37 Abs. 1 LKrO), jedoch keine Bundesbehörde (vgl. Art. 83 ff. GG).

	Als Staatsbehörde obliegt dem LRA die Wahrnehmung staatlicher Verwaltungsaufgaben (z.B. auf dem Gebiet des Bauordnungsrechts, des Verkehrswesens, des Gewerberechts, der Kommunalaufsicht)
	Als Kreisbehörde erledigt das LRA die Verwaltungsaufgaben des Landkreises (z.B. auf dem Gebiet der Sozial- und Jugendhilfe, die Verwaltung der Krankenhäuser, Altenheime und sonstigen sozialen Einrichtungen, die Kreisfinanzverwaltung)


2. Hierarchie

Der Begriff „Hierarchie“ ist für das Landratsamt von doppelter Bedeutung:

„Behördenhierarchie“ kennzeichnet die staatliche Behördenorganisation, also das Verhältnis zwischen den Staatsbehörden verschiedener Ebenen. Entsprechend dem Grundsatz der Behördenhierarchie stehen diese Behörden zueinander im Verhältnis der Über- und Unterordnung. Die untergeordneten (nachgeordneten) Behörden unterliegen bei ihrer Tätigkeit dem Aufsichts- und Weisungsrecht der übergeordneten (vorgesetzten) Behörden. Das LRA ist als Staatsbehörde (nicht jedoch als Kreisbehörde) in den hierarchischen Aufbau der Staatsverwaltung eingebunden. Die Landratsämter als Staatsbehörden sind Behörden der Unterstufe der allgemeinen inneren Verwaltung (untere Verwaltungsbehörden, Kreisverwaltungsbehörden). Das LRA nimmt innerhalb der (dreistufigen) Behördenhierarchie des Freistaates Bayern (von oben nach unten) den letzten Rang ein:

	
	
	Bayerisches Staatsministerium des Innern
	oberste (Zentral-) Behörde

der inneren Verwaltung
	
	

	
	Regierungen
	Mittelbehörden
	

	Landratsämter
	untere Verwaltungsbehörden


Das LRA ist als Behörde (vgl. Art. 1 Abs. 2 BayVwVfG, § 1 Abs. 1 Satz 1 AGO) aber auch im Innern hierarchisch aufgebaut, d.h. das Verhältnis der einzelnen Organisationseinheiten (z.B. Landrat – Abteilungen – Sachgebiete) zueinander ist von dem Prinzip der Über- und Unterordnung bestimmt. Die Leitungsgewalt verläuft vertikal in einer Linie von der übergeordneten zur nachgeordneten Stelle. Untergeordnete Organisationseinheiten erhalten ihre Anweisungen nur von einer übergeordneten Stelle. Dieses sogenannte „Einliniensystem“ wird aber häufig durch „Stabsstellen“ durchbrochen und ergänzt, die außerhalb dieser Linienorganisation stehen (z.B. die zur Lösung besonderer Aufgaben eingesetzte Projekt- oder Arbeitsgruppe).

3. Öffentliches und privates Recht

	Das LRA wird sowohl nach öffentlichem als auch privatem Recht tätig. Grundsätzlich ist nämlich (nach der Rechtsform des Handelns) zwischen hoheitlicher und privatrechtlicher Verwaltungstätigkeit zu unterscheiden.

	Bei der Hoheitsverwaltung handelt das LRA nach öffentlichem Recht.
	Bei der privatrechtlichen Verwaltung handelt das LRA nach Zivilrecht (allerdings nicht zwingend)

	Hierzu gehören z.B. die Untersagung eines Gewerbebetriebs nach § 35 GewO und deren Durchsetzung mit Mitteln des Verwaltungszwangs nach dem VwZVG (obrigkeitliche Hoheitsverwaltung des LRA als Staatsbehörde)
	Auch die Überweisung eines Zuschusses an den Trägerverein eines Heimatmuseums (Kreisaufgabe i.S.d. Art. 51 Abs. 1 LKrO) zählt dazu, wenn kein gesonderter Bewilligungsbescheid ergeht (schlichte Hoheitsverwaltung)
	Fiskalisch wird das LRA z.B. tätig (Beschaffungsgeschäft bzw. fiskalisches Hilfsgeschäft), wenn es bei der Bank ein Darlehen zum Bau des Kreiskrankenhauses aufnimmt

(Privatrecht –

§§ 607 ff. BGB)
	Verwaltungsprivatrecht liegt bei der privatrechtlichen Erfüllung öffentlicher Aufgaben vor, die auch hoheitlich (öffentlich-rechtlich) erfüllt werden könnten. So kann der Landkreis ein Museum hoheitlich betreiben (Satzung) oder privatrechtlich (AGB)


II. Gefährliche Garage

	
	27.11.89
	Erlass des Bescheids

	
	28.11.89
	Aufgabe zur Post

(Einschreiben)

	Aushändigung
	29.11.89
	

	
	15.01.90
	Beseitigungstermin


1.1. Such den Fehler

Die Entscheidung des LRA Mitterdorf (Verwaltungsakt nach Art. 35 Satz 1 BayVwVfG) enthält folgende rechtliche Fehler:

· Nr. 2 des Tenors beruht auf einem Ermessensfehler, nämlich einer Ermessensüberschreitung. Verwaltungsakte bayerischer Behörden werden nach Art. 18 ff. VwZVG vollstreckt. Als zulässiges Zwangsmittel kann gemäß Art. 29 Abs. 1 und 2 Nr. 1, 31 und 36 VwZVG nach pflichtgemäßem Ermessen Zwangsgeld angedroht werden. Es beträgt gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 VwZVG jedoch höchstens 50.000,- Euro. Das LRA Mitterdorf hat insoweit die gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten (Art. 40 BayVwVfG); ein Zwangsgeld in dieser Höhe würde im gegebenen Fall auch dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit widersprechen.

· Nr. 3 des Tenors ordnet die sofortige Vollziehung der Nrn. 1 und 2 des Bescheides an. Das bedeutet, dass die aufschiebende Wirkung von förmlichen Rechtsbehelfen entfällt (vgl. § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Beseitigungsanordnung (Nr. 1 des Tenors) war nach dem Sachverhalt im öffentlichen Interesse notwendig, hätte allerdings gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 und Abs. 3 VwGO besonders begründet werden müssen. Einer solchen Vollzugsanordnung bedarf es jedoch bei der Zwangsmittelandrohung (Nr. 2 des Tenors) nicht, weil nach Art. 21 a VwZVG Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung keine aufschiebende Wirkung haben. Sie ist deshalb überflüssig.

· Schließlich ist auch die Begründung des Bescheides rechtlich fehlerhaft. Aus dem Wort „kann“ in Art. 82 Satz 1 BayBO ergibt sich, dass die Beseitigungsanordnung eine Ermessensentscheidung ist. Nach Art. 39 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG soll die Begründung von Ermessensentscheidungen auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist. Trotz des Wortes „soll“ ist die Behörde grundsätzlich verpflichtet, Ermessenserwägungen anzustellen. Da es hier an Ermessenserwägungen fehlt („Das Landratsamt ... hatte daher ... anzuordnen“), ist der Bescheid formell rechtswidrig. Außerdem ist er materiell rechtswidrig, weil davon ausgegangen werden muss, dass die Behörde ihr Ermessen nicht ausgeübt hat und damit eine Ermessensfehler vorliegt, nämlich Ermessensnichtgebrauch (vgl. Art- 40 BayVwVfG).

1.2. Bekanntgabe und Wirksamkeit

Der Bescheid des LRA Mitterdorf ist aufgrund der Ausführungen zu II.1.1. fehlerhaft (rechtswidrig). Ein rechtswidriger Verwaltungsakt ist entweder nichtig oder anfechtbar (aufhebbar).

Ob ein Verwaltungsakt nichtig und damit nach Art. 43 Abs. 3 BayVwVfG ohne rechtliche Wirkung ist, bestimmt sich nach Art. 44 BayVwVfG. Im gegebenen Fall liegt kein sog. absoluter Nichtigkeitsgrund i.S.d. Art. 44 Abs. 2 BayVwVfG (Positivklausel) vor. Art. 44 Abs. 3 BayVwVfG (Negativklausel) schließt die Nichtigkeit hier auch nicht aus, so dass der Weg frei ist für die Prüfung nach Art. 44 Abs. 1 BayVwVfG (Generalklausel); im gegebenen Fall kann aber nicht von besonders schwerwiegenden und offenkundigen Fehlern im Sinne dieser Vorschrift gesprochen werden.

Der Bescheid vom 27.11.89 ist daher (rechtswidrig) anfechtbar und aufgrund von Art. 43 Abs. 1 und 2 BayVwVfG (zunächst) wirksam.

1.3.1. Förmlicher Rechtsbehelf

Wiedemann möchte die Aufhebung der Beseitigungsanordnung erreichen. Vor Erhebung der in diesem Fall gegebenen Anfechtungsklage (§ 42 Abs. 1 VwGO) muss er zunächst den förmlichen Rechtsbehelf des (Anfechtungs-) Widerspruchs einlegen (§§ 68 Abs. 1, 69 VwGO), weil das Vorverfahren hier gesetzlich nicht ausgeschlossen ist (§ 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO).

1.3.2. Entscheidungszuständigkeit

Den Widerspruch überprüft zunächst das LRA Mitterdorf als Ausgangsbehörde (§ 72 VWGO). Hilft es dem Widerspruch nicht ab, so entscheidet die zuständige Regierung von Schwaben als im hierarchischen Behördenaufbau des Staates nächsthöhere Behörde (§ 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 VwGO, Art. 59 Abs. 1 Satz 1 BayBO).

1.3.3. Widerspruchsfrist

Der Bescheid vom 27.11.89 wurde am 28.11.89 per Einschreiben zur Post gegeben. Für die Bekanntgabe gelten daher die Bestimmungen des VwZVG (Art. 41 Abs. 5 BayVwVfG, 1 Abs. 1 VwZVG). Als Bekanntgabetag gilt daher gemäß Art. 4 Abs. 1 VwZVG der dritte Tag nach Aufgabe zur post (gesetzliche Fiktion), also der 01.12.89, auch wenn Wiedemann den Bescheid bereits am 29.11.89 erhielt. Die einmonatige Widerspruchsfrist (§ 70 Abs. 1 VwGO) begann somit, da dem Bescheid eine Rechtsbehelfsbelehrung beigefügt war (§§ 70 Abs. 2, 58 Abs. 1 VwGO), am 02.12.89 zu laufen (Art. 79 Hs. 2, 3 Abs. 1 BayVwVfG, § 187 Abs. 1 BGB). Sie endet am 02.01.90 (24.00 Uhr), weil der 01.01.90 gesetzlicher Feiertag war (Art. 79 Hs. 2, 31 Abs. 1 und 3 BayVwVfG, § 188 Abs. 2 BGB).

1.4. Rechtsbehelf gegen VzA

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO kann Wiedemann mit einem Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO vorgehen. Das zuständige Verwaltungsgericht Augsburg (Art. 1 Abs. 2 Nr. 6 AGVwGO) entscheidet in diesem Fall, ob die aufschiebende Wirkung eines eventuell von Wiedemann erhobenen Widerspruchs wiederhergestellt wird. Das würde bedeuten, dass der Bescheid vom 27.11.89 erst nach Unanfechtbarkeit vollstreckt werden könnte (vgl. Art. 19 VwZVG).

Außerdem kann auch die für eine Widerspruchsentscheidung zuständige Regierung von Schwaben die Vollziehung des Bescheids aussetzen (§ 80 Abs. 4 VwGO).

2. Tenor und Begründung

Der Tenor des Bescheides vom 27.11.89 müsste etwa wie folgt lauten:

„1.
Herrn Edgar Wiedemann, Ludwigstraße 4, Mitterdorf, wird aufgegeben, die an der westlichen Grundstücksgrenze des Grundstücks, FlNr. 500 der Gemarkung Mitterdorf befindliche, an die Kreisstraße 25 angrenzende Garage bis spätestens 15.01.90 zu beseitigen.

2.
Falls Herr Wiedemann die in Nr. 1 festgelegte Verpflichtung nicht fristgerecht erfüllt, wird ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000,- Euro fällig.

3.
Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 dieses Bescheides wird angeordnet.“

Die Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung könnte wie folgt lauten:

„Die sofortige Vollziehung der Nr.1 dieses Bescheides wurde gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO verfügt, weil der an der westlichen Grundstücksecke errichtete Garagenbau den Verkehrsteilnehmern der Kreisstraße 25 die Sicht in die Straßenkreuzung vollkommen versperrt. Aus diesem Grunde ist es bereits zu Verkehrsunfällen gekommen. Es besteht daher ein besonderes öffentliches Interesse an der sofortigen Vollziehung des Bescheides, weil ein Zuwarten bis zur Unanfechtbarkeit der Beseitigungsanordnung weitere Verkehrsunfälle mit Personen- und Sachschäden zur Folge haben könnte.“
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